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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

der Sommer ist da und man kann die warmen Temperaturen im Freien genießen.  
Mit ihm kommt auch die neue Ausgabe der DWAZaktuell.

In dieser Ausgabe begrüßen wir Frau Stefanie Lingemann, die seit April 2022 als Part-
nerin in unserm Team aktiv ist und stellen unseren neuen Instagram-Account vor.

Außerdem berichten wir über die „Grundsteuer - aktuelle Fragen aus der Praxis“ und das 
Vierte Corona-Steuerhilfegesetz, welches nach der Zustimmung des Bundesrats nun in  
„trockenen Tüchern“ ist. 

Des Weiteren können Sie sich wie gewohnt in unseren Kurznachrichten über die aktu-
ellsten steuerlichen Finessen informieren. 

Wir laden Sie ganz herzlich zu unserem Online-
Unternehmerfrühstück zum Thema Nützliches 
Wissen zur Grunderwerbsteuer im September 
ein. Weitere Details dazu finden Sie auf Seite 8.

Wir wünschen Ihnen einen sonnigen Juli, eine 
erholsame Urlaubszeit und natürlich wie immer 
viel Freude mit der Lektüre. 

Ihr Stephan Zwingmann 
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DWAZ intern
Neue Rechtsanwältin in unserer Kanzlei

Mit Freude geben wir bekannt, dass seit 
dem 1. April 2022 Frau Rechtsanwältin und 
Notarin Stefanie Lingemann unser Team 
als Partnerin der Kanzlei verstärkt. 

Stefanie Lingemann studierte Rechtswis-
senschaften in Trier und Málaga, Spanien. 
Ihre Kenntnisse im Arbeitsrecht vertiefte 
sie während des Referendariats in einer 
renommierten internationalen Großkanz-
lei in Budapest.

Frau Lingemann hat den Fachanwaltslehr-
gang für Erbrecht sowie den Masterstudi-
engang (LL.M.) der Universität Münster 
im Bereich „Unternehmensnachfolge, 
Erbrecht und Vermögen“ erfolgreich ab-
solviert. Seit 2012 ist Frau Lingemann 
anerkannte Wirtschaftsmediatorin (FH) 

und verfügt über vertiefte Kenntnisse im 
Bereich der außergerichtlichen Konfliktbe-
wältigung. Im Jahr 2018 wurde sie im Amts-
gerichtsbezirk Melsungen zur Notarin be-
stellt. Rechtsanwältin Stefanie Lingemann 
ist im gesamten Zivilrecht tätig. Insbeson-
dere fallen Vertragsrecht, Arbeitsrecht 
und Erbrecht in ihren Aufgabenbereich. 
Darüber hinaus ist sie in dem Bereich  
Mediation, Patientenverfügung und Vor-
sorgevollmacht Ihre Ansprechpartnerin.

Ihre Freizeit verbringt sie gern beim Tanzen 
und Radfahren.

Wir freuen uns auf die 
Zusammenarbeit.

Grundsteuer
Aktuelle Fragen aus der Praxis

Für alle in Deutschland belegenen 
Grundstücke wird die Grundsteuer zum 
01.01.2025 neu festgesetzt. In Vorberei-
tung der Neufestsetzung sind alle Grund-
stücke in Deutschland aktuell neu zu be-
werten. Für die Feststellung der neuen 
Grundstückswerte sind im Zeitraum 
vom 01.07. bis zum 31.10.2022 für alle in 
Deutschland belegenen Grundstücke ent-
sprechende Feststellungserklärungen vom 
jeweiligen Grundstückseigentümer abzu-
geben. Die Abgabe der Erklärung hat dabei 
digital an das Finanzamt zu erfolgen, in 
dessen Zuständigkeit das zu bewertende 
Grundstück belegen ist. Abzugeben hat die 
Feststellungserklärung derjenige, der das 
wirtschaftliche Eigentum am Grundstück 
am 01.01.2022 innehatte.

In der Praxis zeigt sich, dass sich bei der 
Vorbereitung der Feststellungserklä-
rungen für die Grundstücksbewertung  
diverse Fragen ergeben. Deshalb haben 
wir von der DWAZ Wirtschaftskanzlei für 
unsere Mandanten eine Hotline zur Klä-
rung von Rückfragen eingerichtet. Die 
Hotline ist immer dienstags und mittwochs 

von 10-12 Uhr und von 14-16 Uhr besetzt 
und unter der Telefonnummer: 0561-3166 
247 zu erreichen. Falls Sie Fragen rund um 
das Thema Grundsteuer haben, zögern Sie 
nicht die Kolleginnen und Kollegen wäh-
rend der Hotlinezeiten zu kontaktieren.  
 
Außerdem haben wir auf unserer Home-
page (https://www.kanzlei-dwaz.eu) Check-
listen bereitgestellt, damit Sie – wenn Sie 
uns zur Abgabe der entsprechenden Steu-
ererklärung beauftragen- die für die Vor-
bereitung der Erklärung relevanten Daten 
und Unterlagen zusammenstellen können. 

In diesem Zusammenhang sind z.B. auch 
Angaben zur Wohn- bzw. Nutzfläche von 
Gebäuden zu machen. Im Zweifel heißt 
es deshalb, in alten Unterlagen, z.B. Bau-
plänen, einem Exposé oder einem Miet-
vertrag nachzuschauen oder selber zu 
messen.

Eigentlich hatte die Finanzverwaltung 
wegen des großen Kraftaktes der Neu-
bewertung von ca. 36 Mio. Grundstücken 
für die Bürger diverse Schnittstellen zum  

DWAZ intern
Wir sind für Sie 
auf Instagram
Wir haben unseren Social-Media-
Auftritt erweitert und sind jetzt nicht 
nur auf Facebook und Twitter, son-
dern auch bei Instagram zu finden! 

Wir freuen uns darauf, Einblicke 
und Bilder über uns und unsere 
Arbeit mit Ihnen zu teilen. Dort 
sehen Sie unseren Kanzleialltag und 
wissenswerte Themen für unsere 
Mandanten, Geschäftspartner und 
Freunde. Beide Kanäle nutzen wir 
auch als Karriereportale und teilen 
aktuelle Stellenanzeigen.

Begleiten Sie uns dabei und folgen 
Sie uns!

Wir sind gespannt auf Ihr Feedback 
und freuen uns über Ihr Interesse.

@dwaz_wirtschaftskanzlei 
@dwaz_azubis

DWAZ Wirtschaftskanzlei
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Datenabruf bereitstellen wollen. Daran 
wird offensichtlich noch fieberhaft gear-
beitet, jedenfalls funktionieren noch längst 
nicht alle in Aussicht gestellten Datenab-
rufe. 

Deshalb ermutigen wir Sie, unsere Check-
listen zur Hand zu nehmen und diese 
strukturiert und bitte vollständig auszu-
füllen und am Ende der Checkliste Ihre 
Unterschrift nicht zu vergessen. Denn 
nur dann können wir in Ihrem Namen die 
für das jeweilige Grundstück vorbereitete 
Feststellungserklärung an das Finanzamt 
übermitteln.

Welche Checkliste Sie wählen müssen, 
bestimmt sich nach dem Bundesland, 
in welchem das zu bewertende Grund-
stück belegen ist. Anders als im übrigen 
Steuerrecht sind einzelne Bundesländer 
dieses Mal bei der Grundsteuer Sonder-
wege gegangen. So gelten in Hessen und 
Niedersachsen sowie Hamburg, Bayern 
und Baden-Württemberg eigene Bewer-
tungsmodelle für die Grundsteuer B, also 
für wirtschaftliche Einheiten des Grund-
vermögens.

Bitte fügen Sie den einzureichenden Un-
terlagen immer auch das Informations-
schreiben vom Finanzamt bei, das Ihnen 
als Grundstückseigentümer ab Anfang  
Juni 2022 in Sachen Grundsteuer zugegan-
gen ist. Denn diesem Schreiben können 
wir z.B. das anzugebende Aktenzeichen 
entnehmen. Damit entfällt für Sie die lä-
stige Suche nach dem häufig sehr alten 
Einheitswertbescheid. 

Im Folgenden geben wir Antwort auf 
in der DWAZ-Grundsteuer-Hotline 
häufig gestellte Fragen:

•	Was ist zu tun, wenn mehrere Ei-
gentümer am Grundstück beteiligt 
sind? In diesem Fall gibt ein Miteigentü-
mer die Feststellungserklärung für alle 
ab. Es bekommen alle Beteiligten einen 
Feststellungsbescheid, wenn keinem 
der Miteigentümer eine Empfangsvoll-
macht erteilt ist. Alle Grundstückseigen-
tümer sind dem Grundbuchauszug zu 
entnehmen.

•	Wer hat die Erklärung abzuge-
ben, wenn das Grundstück unter 
Nießbrauch übertragen ist? Der 
zum Nießbrauch Berechtigte oder 

der neue Grundstückseigentümer? 
In Nießbrauchsfällen hat immer der 
Grundstückseigentümer die Feststel-
lungserklärung abzugeben. Dass einem 
Dritten die Einkünfte aus dem Grund-
stück zustehen, spielt keine Rolle für die 
Verpflichtung zur Abgabe der Erklärung. 
 
Übrigens: Ist ein Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, so hat der Erb-
bauberechtigte die Feststellungserklä-
rung für das Grundstück abzugeben!

•	Wie ist bei land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben vorzuge-
hen? Für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe wird weiterhin Grundsteuer A 
erhoben und zwar nach einem bundes-
einheitlichen Modell. In einem Informa-
tionsschreiben der Finanzverwaltung 
erhalten Sie für Ihren land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb ab Anfang Juni 
2022 ein Aktenzeichen, das den Abruf 
eines Sonderkatasterauszugs im In-
ternet ermöglicht. Dieser Sonderkata-
sterauszug enthält die relevanten Daten 
für das Ausfüllen der Feststellungserklä-
rung für den Betrieb mit Flächen und 
ggf. der vorhandenen Hofstelle. Deshalb 
benötigen wir dieses Schreiben vom Fi-
nanzamt, wenn wir für Sie die Feststel-
lungserklärung vorbereiten. Da mit der 
Grundsteuerreform der Wohnteil eines 
Betriebs der Land- und Forstwirtschaft 
zum Grundvermögen zählt, wird dieser 
fortan mit Grundsteuer B besteuert. 
Für diese „neue“ wirtschaftliche Einheit 
teilt das Finanzamt vor dem 01.07.2022 

Aktenzeichen mit, die wir ebenfalls 
unerlässlich für die Erklärungsabgabe 
benötigen.

•	Wie wird eine Streuobstwiese be-
wertet? Eine Streuobstwiese gehört 
zum land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögen. Für sie ist kennzeichnend, 
dass verschiedene Obstarten und -sor-
ten auf ihr wachsen, die Obstbäume 
teilweise alt, großteils starkwüchsig und 
großkronig sind und die Bäume unter-
schiedlichen Alters- und Größenklassen 
angehören, die Bäume weiträumig aus-
einander stehen und eine Unternutzung 
erfolgen kann. Von einer Streuobstwie-
se abzugrenzen ist eine Obstplantage.  
 
Für eine Streuobstwiese gibt die Finanz-
verwaltung ein Aktenzeichen bekannt, 
das als Informationsschreiben des Fi-
nanzamtes ab Anfang Juni versendet 
wird. Es wird unerlässlich benötigt für 
den Abruf eines Sonderkatasteraus-
zugs. Diesem ist dann die Ertragsmess-
zahl der Streuobstwiese zu entnehmen, 
die für die Bewertung der Wiese als 
land- und forstwirtschaftliches Vermö-
gen benötigt wird.

•	Wer gibt die Erklärung ab bei ver-
pachteten Grundstücken? Da das 
Eigentümerprinzip zur Anwendung 
kommt, ist (auch bei verpachteten 
land- und forstwirtschaftlichen Flächen) 
immer der Grundstückseigentümer 
und nicht der Pächter zur Abgabe der 
Feststellungserklärung verpflichtet.
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Der Bundesrat hat dem Vierten Corona-
Steuerhilfegesetz am 10.6.2022 zuge-
stimmt. Damit können zahlreiche steu-
erliche Neuerungen und Verlängerungen 
von bereits befristet eingeführten Maß-
nahmen (z. B. degressive Abschreibungen 
und Homeoffice-Pauschale) in Kraft treten.

Degressive Abschreibungen
Durch das Zweite Corona-Steuerhilfege-
setz vom 29.6.2020 können bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die in 2020 und 2021 angeschafft oder her-
gestellt wurden, degressiv abgeschrieben 
werden. Dies ist sinnvoll, wenn Abschrei-
bungsvolumen möglichst früh als Aufwand 
genutzt werden soll. 

Diese Regelung gilt nun auch für Wirt-
schaftsgüter, die im Jahr 2022 angeschafft 
oder hergestellt werden. Gewährt wird 
eine degressive Abschreibung von 25 % 
(höchstens das 2,5-Fache der linearen 
Abschreibung).

Beachten Sie: Nicht im Gesetz enthalten 
ist die im Koalitionsvertrag vereinbarte 
Investitionsprämie für Klimaschutz und 
digitale Wirtschaftsgüter. 

Kurzarbeitergeld
Die Förderung der steuerfreien Zuschüs-
se des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld 
wurde um sechs Monate bis Ende Juni 
2022 verlängert.

Homeoffice-Pauschale
Die Homeoffice-Pauschale wurde um ein 
Jahr bis zum 31.12.2022 verlängert. Somit 
können Steuerpflichtige auch 2022 für jeden 
Kalendertag, an dem sie ihre betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit ausschließlich in 
der häuslichen Wohnung ausüben und 
keine außerhalb der häuslichen Wohnung 
belegene Betätigungsstätte aufsuchen,  
5 EUR als Werbungskosten bzw. Betriebs-
ausgabe abziehen (maximal aber 600 EUR 
im Kalenderjahr).

Verlängerte Investitionsfristen
Für die künftige (Investitionszeitraum von 
drei Jahren) Anschaffung oder Herstel-
lung von abnutzbaren, beweglichen Wirt-

schaftsgütern des Anlagevermögens kann 
ein Investitionsabzugsbetrag (IAB) von bis 
zu 40 % (in nach dem 31.12.19 endenden 
Wirtschaftsjahren: 50 %) der voraussicht-
lichen Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten gewinnmindernd geltend gemacht 
werden. Für Fälle, in denen die Frist in 2022 
abläuft, wurde diese nun um ein Jahr ver-
längert.

Beachten Sie: Mit dem Gesetz zur Moder-
nisierung des Körperschaftsteuerrechts 
vom 25.6.2021 wurde der Investitions-
zeitraum bereits auf fünf Jahre (Bildungs-
jahr 2017) bzw. auf vier Jahre (Bildungsjahr 
2018) verlängert. Die Übersicht zeigt, wel-
che Fristverlängerungen in Abhängigkeit 
vom Jahr der Bildung gelten:

Praxistipp: Ist eine Investition auch bis 
Ende 2023 nicht realisierbar, sollte wegen 
der damit verbundenen rückwirkenden 
Verzinsung eine freiwillige IAB-Auflösung 
erwogen werden.

Auch die Reinvestitionsfristen des § 6b 
EStG „Übertragung stiller Reserven bei 
der Veräußerung bestimmter Anlagegüter“ 
wurden um ein weiteres Jahr verlängert.

Abzinsung von Verbindlichkeiten
Bisher müssen bilanzierende Unterneh-
men unverzinsliche Verbindlichkeiten mit 
einer Restlaufzeit von mindestens zwölf 
Monaten unter Berücksichtigung eines 
Zinssatzes von 5,5 % abzinsen. Wegen der 
anhaltenden geänderten Marktsituation 
(u. a. Niedrigzinsphase) sind Verbindlich-
keiten in nach dem 31.12.2022 endenden 
Wirtschaftsjahren nicht mehr abzuzinsen. 
Auf formlosen Antrag kann die Abzinsungs-
pflicht aber bereits in vor dem 01.01.2023 
endenden Wirtschaftsjahren vorzeitig 

entfallen, soweit die Veranlagungen nicht 
bestandskräftig sind.

Beachten Sie: Die Abzinsungspflicht bei 
Rückstellungen bleibt indes bestehen.

Erweiterte Verlustverrechnung
Der Verlustrücktrag wurde ab dem Ver-
lustentstehungsjahr 2022 von einem Jahr 
auf zwei Jahre erweitert. Zudem werden 
die mit dem Dritten Corona-Steuerhilfe-
gesetz auf 10 Mio. EUR (bzw. auf 20 Mio. 
EUR bei Zusammenveranlagung) angeho-
benen Grenzen beim Verlustrücktrag für 
die Veranlagungszeiträume 2022 und 2023 
beibehalten.

Corona-Bonus für Pflegekräfte
Nach § 3 Nr. 11b EStG bleiben steuerfrei: 
„Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar-
beitslohn vom Arbeitgeber in der Zeit vom 
18.11.2021 bis zum 31.12.2022 an seine Ar-
beitnehmer zur Anerkennung besonderer 
Leistungen während der Corona-Krise ge-
währte Leistungen bis zu einem Betrag 
von 4.500 EUR.“ Im Vergleich zum Regie-
rungsentwurf haben sich insbesondere 
diese Änderungen ergeben: Die Voraus-
setzung der Gewährung der Leistungen 
wegen bundes- oder landesrechtlicher 
Regelungen wurde gestrichen. Somit sind 
auch freiwillige Arbeitgeber-Leistungen 
und Leistungen auf Basis von Tarifverträ-
gen begünstigt. 

Der Betrag wurde von 3.000 EUR auf 4.500 
EUR erhöht. Die begünstigten Einrich-
tungen (nach dem Entwurf insbesondere 
Krankenhäuser und ambulante Pflege-
dienste) wurden erweitert: Somit können 
z. B. auch Dialyseeinrichtungen, Arzt-/
Zahnarztpraxen und Rettungsdienste 
profitieren.

2017 2023 (sechs Jahre)

Jahr der Bildung Späteste Auflösung

2018 2023 (fünf Jahre)

2019 2023 (vier Jahre)

DWAZ Recht
Viertes Corona-Steuerhilfegesetz ist nach der Zustimmung 
des Bundesrats in „trockenen Tüchern“
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Abfindungszahlung im Scheidungsfall 
vereinbart - Keine Schenkungsteuer
Wenn Eheleute die Rechtsfolgen ihrer Ehe-
schließung umfassend individuell regeln 
und sie für den Fall der Beendigung der 
Ehe Zahlungen eines Ehepartners in einer 
bestimmten Höhe vorsehen, die erst zum 
Zeitpunkt der Ehescheidung zu leisten sind 
(„Bedarfsabfindung“), liegt keine freigebige 
Zuwendung vor. So entschied der Bundes-
finanzhof.

In einer Zahlung, die für den Fall der Been-
digung der Ehe in einer bestimmten Höhe 
zu zahlen sei, sei eine sog. Bedarfsabfin-
dung zu sehen. Darunter fielen Zahlungen 
eines Ehepartners an den anderen, die 
eine bestimmte Höhe vorsehen und erst 
zu einem bestimmten Zeitpunkt zu leisten 
seien. Hier liege keine pauschale Abfindung 
ohne Gegenleistung vor. Wenn ein Ehever-
trag geschlossen werde, der alle Schei-
dungsfolgen regle, dürfe das Finanzamt 
die Einzelleistungen später nicht der Schen-
kungsbesteuerung unterwerfen. Wird die 
Ehe durch Scheidung beendet, erfolge die 
Zahlung des vorab vereinbarten Betrages 
in Erfüllung dieser Vereinbarung.

Anerkennung von Erschließungsko-
sten: Allgemeinverfügung weist an-
hängige Verfahren zurück
Mit einer aktuellen Allgemeinverfügung 
regeln die obersten Finanzbehörden der 
Länder die steuerliche Behandlung von 
Erschließungskosten, die Gemeinden auf 
Anwohner umlegen. Danach werden am 
28.02.2022 anhängige und zulässige Ein-
sprüche gegen Festsetzungen der Einkom-
mensteuer zurückgewiesen, soweit mit den 
Einsprüchen geltend gemacht wird, die von 
einer Gemeinde auf die Anwohner umge-
legten Erschließungskosten eines Grund-
stücks seien als haushaltsnahe Handwer-
kerleistungen begünstigt. Entsprechendes 
gilt für am 28.02.2022 anhängige, außerhalb 
eines Einspruchs- oder Klageverfahrens ge-
stellte und zulässige Anträge auf Änderung 
einer Einkommensteuerfestsetzung.

Gegen diese Allgemeinverfügung können 
die von ihr betroffenen Steuerpflichtigen 
Klage erheben. Ein Einspruch ist insoweit 
ausgeschlossen. Die Klage ist bei dem Fi-
nanzgericht zu erheben, in dessen Bezirk 
sich das Finanzamt befindet, das den von 
dieser Allgemeinverfügung betroffenen 
Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist für 

die Erhebung der Klage beträgt ein Jahr. Sie 
gilt als gewahrt, wenn die Klage innerhalb 
der Frist beim zuständigen Finanzamt an-
gebracht oder zu Protokoll gegeben wird. 

Aktiv als Influencer tätig zu sein, kann 
zu gewerblichen Einkünften führen
Ab wann die Steuerpflicht eintritt, bestimmt 
sich nach den gesamten steuerlichen Ver-
hältnissen. Ist jemand nur als Influencer 
unterwegs, so beginnt die Steuerpflicht 
(Einkommensteuer bei Einzelpersonen) 
mit Einkünften ab 10.000 Euro p. a.. Geht 
der Influencer z. B. noch als Arbeitnehmer 
einem anderen Job nach, besteht die Ver-
pflichtung zur Abgabe einer Einkommen-
steuererklärung bereits bei zusätzlichen 
Einkünften von 410 Euro p.a. Als Folge sind 
Anmeldungen nach der Gewerbeordnung 
(Gewerbeanmeldung) sowie die Anzeige 
beim zuständigen Finanzamt (Fragebogen 
zur steuerlichen Erfassung) angesagt. Sollte 
einer derartigen Beschäftigung nachgegan-
gen werden, sollte in jedem Fall ein steuer-
licher Berater konsultiert werden.

Kinderbetreuungskosten: Sonderaus-
gabenabzug trotz Arbeitgeberersatz-
leistungen?
Das Kind der klagenden Eheleute besuchte 
einen Kindergarten. Dafür zahlten die 
Eheleute Kindergartenbeiträge. Der Ar-
beitgeber des einen Elternteils zahlte zur 
Unterbringung und Betreuung des Kindes 
Leistungen in Höhe der Beiträge, die steu-
erfrei nach dem Einkommensteuergesetz 
waren. Mit dem Finanzamt entstand Streit 
darüber, ob die Kindergartenbeiträge als 
Sonderausgaben geltend gemacht werden 
können. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass Kin-
derbetreuungskosten seit dem Veranla-
gungszeitraum 2012 als Sonderausgaben 
und nicht als Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben zu behandeln sind. Wenn 
ein Arbeitgeber steuerfreie Leistungen zur 
vorschulischen Kinderbetreuung erbringe, 
sei der Sonderausgabenabzug in Höhe die-
ser Leistungen zu kürzen, denn der Abzug 
von Sonderausgaben setze Aufwendungen 
voraus, durch die der Steuerpflichtige tat-
sächlich und endgültig wirtschaftlich bela-
stet werde.

Steuerbefreiung bei der Gewerbesteu-
er für Grundstückserträge
Wenn von einer Privatperson oder einer 

Gesellschaft von Personen (z. B. einer GbR) 
Grundstücke vermietet werden, unterliegen 
diese Grundstückserträge nicht der Gewer-
besteuer, es liegt ja kein Gewerbebetrieb 
vor. Gehören die Grundstücke aber einer 
Gesellschaft, deren Rechtsform zwangs-
läufig einen Gewerbebetrieb fingiert, dies 
ist z. B. bei einer GmbH, GmbH & Co. KG, 
einer AG oder Genossenschaft der Fall, 
dann sind die Grundstückserträge Teil der 
Gewerbeerträge. Dies hat grundsätzlich 
auch die Gewerbesteuerpflicht bei die-
sen Gesellschaften zur Folge. Da aber der 
Grundbesitz auch der Grundsteuer unter-
liegt, hat der Gesetzgeber bereits seit 1936 
eine Begünstigung für die Gewerbesteuer 
vorgesehen. Dies erfolgt in der Weise, dass 
gem. dem Gewerbesteuergesetz eine Kür-
zung der Erträge um 1,2 % des Einheits-
werts der Betriebsgrundstücke erfolgt. 
Dies gilt für alle Gewerbebetriebe, unab-
hängig von der Rechtsform. Besteht aber 
der Gewerbebetrieb nur in der Vermietung 
von Grundstücken, dann kann eine andere, 
wesentlich weitere Kürzung zur Anwendung 
kommen. Diese Kürzung betrifft dann den 
gesamten Ertrag aus der Grundstücksver-
mietung. Damit ist dann eine Gleichstellung 
der Besteuerung mit der privaten Vermie-
tung erreicht. Die im Gewerbesteuergesetz 
enthaltene Kürzungsvorschrift ist aber an 
eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft.

Die Gesellschaft darf außer der Vermietung 
eigener Grundstücke lediglich Erträge aus 
der Anlage von eigenem Kapital erzielen. Ei-
nige Tätigkeiten zur Förderung der Errich-
tung von Eigentumswohnungen, Ein- und 
Zweifamilienhäusern sind in begrenztem 
Umfang zulässig. Andererseits dürfen die 
eigenen Grundstücke nicht an Gesellschaf-
ter oder Unternehmen verpachtet werden, 
bei denen der Gesellschafter Mitunterneh-
mer ist. Die Abgrenzung der erlaubten zu 
weiterer Tätigkeit ist schwierig und nicht 
immer einleuchtend. Die Rechtsprechung 
hat hierzu im Laufe der Jahre viele Einzel-
fälle entschieden. So dürfen neben der 
Grundstücksvermietung keine beweglichen 
Gegenstände mit vermietet werden. Ein 
Hotel kann daher nicht mit den Möbeln ver-
mietet werden, ein Restaurant kann zwar in 
den gemieteten Räumen betrieben werden, 
darf aber die Einrichtung nicht vom Gebäu-
deeigentümer mieten oder pachten. Auch 
kann eine Lagerhalle nicht mit Betriebsvor-
richtungen, wie z. B. einem Lastenaufzug, 
einer Tankanlage oder einem Hochregal-
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lager vermietet werden, wenn die Grund-
stückseigentümerin die Kürzung behalten 
will. Auch eine Beteiligung der Grund-
stücksgesellschaft an anderen gewerblich 
tätigen Gesellschaften - selbst wenn diese 
ebenfalls nur Grundstücke vermieten - ist 
schädlich für die Kürzung.

Erfreulich ist, dass der Gesetzgeber ab 
2021 als unschädlich definiert hat, wenn 
nicht mehr als 10 % der Mieteinnahmen aus 
dem Verkauf von Strom aus PV-Anlagen an 
die Mieter oder das Energieversorgungs-
unternehmen (nicht aber an Dritte) liefert.  
Außerdem wurde eine Bagatellgrenze für 
die Mitvermietung von Betriebsvorrich-
tungen und Einrichtungsgegenständen ein-
geführt: Bis zu 5 % der Grundstückverträge 
sind diese ebenfalls unschädlich.

Gesetzliche Entlastungen zur Eindäm-
mung der drastisch gestiegenen Preise 
für Heizöl, Gas, Sprit und Strom
Der Bundestag hat am 23.05.2022 das 
Steuerentlastungsgesetz 2022 beschlos-
sen. Die Hauptpunkte sind:
	

•	Höhere Entfernungspauschale: Vorzie-
hen der bis 2026 befristeten Anhebung 
der Entfernungspauschale für Fern-
pendler (ab dem 21. Kilometer) rückwir-
kend ab dem 01.01.2022 auf 38 Cent.

	
•	Höherer Arbeitnehmer-Pauschbetrag: 
Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags bei der Einkommensteuer um 200 
Euro auf 1.200 Euro rückwirkend zum 
01.01.2022

•	Höherer Grundfreibetrag: Anhebung 
des Grundfreibetrags für 2022 von der-
zeit 9.984 Euro um 363 Euro auf 10.347 
Euro rückwirkend ab dem 01.01.2022

Billigkeitsregelungen: Steuerliche 
Maßnahmen zur Unterstützung der 
vom Krieg in der Ukraine Geschädigten
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
am 17.03.2022 ein „Schreiben“ zur Aner-
kennung gesamtgesellschaftlichen Engage-
ments im Zusammenhang mit dem Krieg in 
der Ukraine erlassen. 

Die Regelungen gelten für Maßnahmen, die 
vom 24.02.2022 bis zum 31.12.2022 durch-
geführt werden. Das BMF hat Billigkeitsre-
gelungen zu folgenden Punkten erlassen:

•	Spendennachweis: statt einer Zuwen-
dungsbestätigung genügt der Zahlungs-
nachweis.

•	Spendenaktionen: Maßnahmen zur 
Unterstützung der vom Krieg in der 
Ukraine Geschädigten sowie die vorü-
bergehende Unterbringung von Kriegs-
flüchtlingen aus der Ukraine, interessant 
für gemeinnützige Vereine mit abwei-
chenden Satzungszwecken. Die ent-
sprechenden Hilfeleistungen sind dem 
Zweckbetrieb i. S. d. § 65 AO zuzuord-
nen.

•	Steuerliche Behandlung von Zuwen-
dungen aus dem Betriebsvermögen: 
Sponsoring-Aufwand als Betriebsaus-
gabe abzugsfähig, wenn darauf öffent-
lichkeitswirksam hingewiesen wird.

•	Arbeitslohnspenden; Verzicht auf Auf-
sichtsratsvergütungen, der Verzicht auf 
Auszahlung von Teilen des Arbeitslohns 
oder der AR-Vergütung bleibt unter be-
stimmten Voraussetzungen steuerfrei.

•	Umsatzsteuer: die Überlassungen von 
Sachmitteln, Räumen sowie von Perso-
nal ist steuerbefreit. Der Vorsteuerab-
zug bei einhergehenden Nutzungsän-
derungen bleibt unter bestimmten 
Voraussetzungen bestehen.

•	Unentgeltliche Überlassung von Wohn-
raum: interessant für private Unter-
nehmen mit Unterkünften (Hotel-, Fe-
rienzimmer), die Überlassung ist unter 
bestimmten Voraussetzungen steuer-
befreit.

•	Steuerbefreiung nach § 13 ErbStG auf 
etwaige Schenkungen. 

Die Aufzählung erläutert lediglich in Stich-
worten. Das Schreiben erläutert die ge-
nannten Punkte ausführlich.

Das BMF hat zudem am 01.04.2022 zwei 
weitere Erlasse zur Unterbringung von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine veröf-
fentlicht.

1. Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus 
der Ukraine durch Vermietungsgenossen-
schaften und Vermietungsvereine im Sinne 
des § 5 Absatz 1 Nummer 10 KStG

2. Gleich lautende Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder zu Billigkeits-
maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus 
der Ukraine bei der Anwendung der erwei-
terten Kürzung nach § 9 Nummer 1 Satz 2 
ff. Gewerbesteuergesetz (GewStG)

Unwetterschäden steuerlich geltend 
machen
Durch Sturm oder Unwetter entstandene 
Schäden können unter bestimmten Vo-
raussetzungen als außergewöhnliche Be-
lastungen geltend gemacht werden.

Es müssen alle Versicherungsmöglichkeiten 
ausgeschöpft worden sein. Eigenes Ver-
schulden, Schadenersatzansprüche und 
Erstattungsmöglichkeiten dürfen nicht 
vorliegen. Es muss sich um einen existen-
ziellen Gegenstand handeln, d. h. steuerlich 
begünstigt sind nur die Wiederbeschaffung 
oder Reparatur von existenziell notwendi-
gen Gegenständen. Dazu gehören Woh-
nung, Möbel, Hausrat und Kleidung.

Es muss ein unabwendbares Ereignis 
stattgefunden haben. Es muss sich um 
ein plötzliches und überraschend eintre-
tendes Ereignis handeln. Dazu gehören  
z. B. Hochwasser, sintflutartiger Regenfall, 
Hagel, Orkan, Erdrutsch, ein plötzlicher und 
unerwarteter Grundwasseranstieg, ein 
Wasserrückstau in einer Drainageleitung 
aufgrund von Hochwasser. 

Nicht zu den unabwendbaren Ereignissen 
zählt ein allmählicher Grundwasseranstieg 
wegen höherer Niederschlagsmengen in 
einem Feuchtgebiet. Von der Summe der 
gesamten außergewöhnlichen Belastungen 
allgemeiner Art, die in der Einkommen-
steuererklärung geltend gemacht werden, 
zieht das Finanzamt automatisch die sog. 
zumutbare Belastung ab. Die Höhe der zu-
mutbaren Belastung richtet sich nach dem 
Gesamtbetrag der Einkünfte, dem Familien-
stand und der Anzahl der Kinder.

Zur Besteuerung von Gewinnen aus der 
Veräußerung von Kryptowährungen
Gewinne, die aus der Veräußerung von 
Kryptowährungen erzielt werden, sind bei 
Vorliegen eines privaten Veräußerungs-
geschäfts einkommensteuerpflichtig. So 
entschied das Finanzgericht Köln im nach-
folgenden Fall.
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Der Kläger verfügte zu Beginn des Jah-
res 2017 über zuvor erworbene Bitcoins. 
Diese tauschte er im Januar 2017 zunächst 
in Ethereum-Einheiten und die Ethereum-
Einheiten im Juni 2017 in Monero-Ein-
heiten. Ende des Jahres 2017 tauschte er 
seine Monero-Einheiten teilweise wieder 
in Bitcoins und veräußerte diese noch im 
gleichen Jahr. Für die Abwicklung der Ge-
schäfte hatte der Kläger über digitale Han-
delsplattformen entweder Kaufverträge 
mit Anbietern bestimmter Kryptowerte zu 
aktuellen Kursen oder Tauschverträge, bei 
denen er eigene Kryptowerte als Gegen-
leistung eingesetzt hat, geschlossen. Der 
Kläger erklärte den aus der Veräußerung 
erzielten Gewinn von rund 3,4 Mio. Euro 
in seiner Einkommensteuererklärung 2017 
als Einkünfte aus privaten Veräußerungsge-
schäften. Das Finanzamt setzte die Einkom-
mensteuer erklärungsgemäß fest. 

Der Kläger legte daraufhin Einspruch ein. 
Zur Begründung führte er im Wesentlichen 
aus, dass bei der Besteuerung von Veräu-
ßerungsgewinnen aus Kryptowährungen 
ein strukturelles Vollzugsdefizit bestehe 
und ein Verstoß gegen den Bestimmt-
heitsgrundsatz vorliege. Daher dürften 
diese Gewinne nicht besteuert werden. 
Im Übrigen fehle es bei Kryptowährungen 
an der erforderlichen Veräußerung eines 
„Wirtschaftsguts“. Das Finanzgericht Köln 
wies die Klage ab.

Zahlungen zur Wiederauffüllung einer 
Rentenanwartschaft einkommensteu-
erlich zu berücksichtigen?
Wenn ein Steuerpflichtiger nach der Schei-
dung eine Zahlung leistet, mit der er seine 
infolge des Versorgungsausgleichs gemin-
derte Rentenanwartschaft wiederauffüllt, 
um den Zufluss seiner Alterseinkünfte in 
ungeschmälerter Höhe zu sichern, handelt 
es sich ihrer Rechtsnatur nach um vorweg-
genommene Werbungskosten. Die Wie-
derauffüllungszahlung kann jedoch nur als 
Sonderausgabe abgezogen werden, wenn 
sie als Beitrag i. S. des Einkommensteuer-
gesetzes anzusehen ist. So entschied der 
Bundesfinanzhof.

Im Hinblick auf (spätere) Leibrenten und 
andere Leistungen, die von einer Einrich-
tung der Basisversorgung erbracht werden, 
unterscheide das Einkommensteuergesetz 
ausschließlich zwischen der Ebene der Bei-
träge und der Ebene der Leistungen. Daher 

stelle jede im jeweiligen Versorgungssystem 
vorgesehene Geldleistung des Steuerpflich-
tigen, die an eine im Einkommensteuerge-
setz genannte Einrichtung für Zwecke der 
Basisversorgung erbracht werde, einen Bei-
trag im Sinne dieser Vorschrift dar.

Zweitwohnung am gleichen Beschäfti-
gungsort - Keine doppelte Haushalts-
führung
Eine doppelte Haushaltsführung ist nicht 
gegeben, wenn der Steuerpflichtige in einer 
Wohnung am Beschäftigungsort einen (be-
ruflich veranlassten) Zweithaushalt führt 
und auch der vorhandene „eigene Haus-
stand” am Beschäftigungsort belegen ist. 
Das gilt auch dann, wenn der Steuerpflichti-
ge mehrfach täglich seine schwer erkrankte 
(hier: Parkinson) Ehefrau pflegen und me-
dizinisch unterstützen will und deswegen 
am Arbeitsort neben der bei Nutzung der 
öffentlichen Verkehrsmittel ca. 35 bis 40 
Fahrminuten von der Arbeitsstätte ent-
fernten Hauptwohnung in unmittelbarer 
Nähe zur Arbeitsstätte eine weitere Woh-
nung anmietet, um bei Bedarf jederzeit 
kurzfristig seine Ehefrau unterstützen zu 
können und so die Unterbrechungen der 
Arbeitszeiten zeitlich deutlich reduzieren 
zu können. So entschied das Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg.

Nur wenn die Wohnung beruflichen Zwe-
cken diene, komme es auf die Gründe für 
die Beibehaltung einer doppelten Haus-
haltsführung nicht mehr an. Die Aufwen-
dungen für die Anmietung der zweiten 
Wohnung seien auch nicht als außerge-
wöhnliche Belastungen abzugsfähig, wenn 
die Anmietung in erster Linie der ange-
nehmeren Gestaltung der Pflegesituation 
diene, keine gezielte therapeutische Maß-
nahme darstelle und insofern auch nicht 
medizinisch indiziert sei. Das gelte auch 
dann, wenn die Ehegattin eine Dauerinfu-
sion mittels einer Minipumpe benötige, die 
Nadel hierzu täglich mehrfach gewechselt 
sowie die Pumpe befüllt werden müsse und 
die Ehegattin das aufgrund ihres Gesund-
heitszustands nicht selbst erledigen könne.

Zur Steuerfreiheit eines Altersteilzeit-
Aufstockungsbetrags
Ein Aufstockungsbetrag nach dem Alters-
teilzeitgesetz (AltTZG) ist steuerfrei, wenn 
der Arbeitnehmer das 55. Lebensjahr voll-
endet, seine wöchentliche Arbeitszeit auf 
die Hälfte reduziert und der Arbeitgeber 

auf Grund einer vertraglichen Verpflich-
tung das Arbeitsentgelt der Altersteilzeit 
um mindestens 20 % aufgestockt hat. So 
entschied das Finanzgericht Köln.

Ungeschriebene Voraussetzung der Steu-
erbefreiung nach dem Einkommensteuer-
gesetz sei, dass die persönlichen Voraus-
setzungen gem. § 2 AltTZG erfüllt seien, der 
Arbeitnehmer sich somit noch nicht im 
Ruhestand befinde. Die Voraussetzungen 
für die Steuerbefreiung nach dem Einkom-
mensteuergesetz müssen nicht im Zeit-
punkt des Zuflusses der Einnahmen vorlie-
gen, sondern in dem Zeitraum, für den sie 
geleistet werden.

Zur Rechtswirksamkeit der Kündigung 
eines Arbeitsverhältnisses per Whats-
App
Wenn die Kündigung eines Arbeitsverhält-
nisses in Form eines Fotos via WhatsApp 
übermittelt wird, ist sie nicht rechtswirk-
sam. So entschied das Landesarbeitsge-
richt München.

Das Landesarbeitsgericht gab dem Kläger 
Recht. Die per WhatsApp zugestellte frist-
lose Kündigung sei nichtig, da sie gegen 
das Schriftformerfordernis verstoße. Das 
Schriftformerfordernis sei erst dann er-
füllt, wenn das Kündigungsschreiben vom 
Arbeitgeber eigenhändig durch Namens-
unterschrift oder mittels notariell beglau-
bigten Handzeichens unterzeichnet wurde. 
Diese Urkunde müsse dem Empfänger 
dann entsprechend zugehen. Auch das 
Argument des Arbeitgebers, dass der Be-
schäftigte seine aktuelle Anschrift nicht mit-
geteilt habe, sodass er die Kündigung nicht 
per Post zustellen konnte, ließ das Gericht 
nicht gelten. 
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Bitte beachten:

Online-Unternehmerfrühstück

Wann: 	    30. September 2022 / 09:30 Uhr 
 
Thema: 	   Nützliches Wissen zur Grunderwerbsteuer
 
Die Bedeutung der Grunderwerbsteuer wächst: Das liegt an den geltenden 
Steuersätzen von 3,5% -6,5% in Abhängigkeit vom Bundesland sowie den 
erheblich gestiegenen Grundstückspreisen, die die Bemessungsgrundla-
ge für die Steuerberechnung bilden. Deshalb lohnt es sich, als Grund-
stücksinhaber oder Gesellschafter von Gesellschaften mit Grundbesitz, 
die Grundzüge der Grunderwerbsteuer zu kennen. Neben reinen Grund-
stücksübertragungen überrascht das Grunderwerbsteuerrecht verstärkt 
mit erweiterten fiktiven Übertragungsvorgängen. Diese haben die we-
nigsten Geschäftsführer im Sinn bei gesellschaftsrechtlichen Änderungen. 
Deshalb präsentieren wir Ihnen im Herbst nützliches Wissen zur Grunder-
werbsteuer! Dafür tragen viele Kollegen ihre Praxisfälle zusammen.

Referenten:  
StB Gisa Voßeler-König und StB Jens Heine


